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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Der Nationalrat überwies gegen den Willen des Bundesrates eine Motion Darbellay (cvp,
VS) für Veränderungen im Strafvollzug. Konkret fordert der Motionär bilaterale
Abkommen, namentlich mit Balkanstaaten, für den Strafvollzug für ausländische
Verurteilte in ihrem Heimatland. Dasselbe verlangt auch eine vom Nationalrat
gutgeheissene Motion Stamm (svp, AG) (Mo. 08.3441). 1

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

Der Nationalrat lehnte ein Motion (09.3223) Geissbühler (svp, BE), welche das
Geldstrafensystem ganz abschaffen wollte, mit 91 zu 90 Stimmen ab. Für die
Abschaffung sprachen sich die SVP, die BDP und eine klare Mehrheit der CVP aus. Mehr
Erfolg hatte hingegen Nationalrat Baettig (svp, JU), der mit einer Motion (09.3233) die
Abschaffung der bedingt ausgesprochenen gemeinnützigen Arbeit verlangte. Der
Bundesrat war mit der Überweisung einverstanden und gab bekannt, dass das EJPD eine
Evaluation des gesamten neuen Strafensystems eingeleitet habe. In diesem
Zusammenhang stellte sich der Nationalrat auch hinter eine Motion Stamm (svp, AG),
(09.3313) welche verlangte, dass die Verpflichtung zu einer solchen gemeinnützigen
Arbeit nicht vom Einverständnis des Verurteilten abhängig gemacht wird. Ebenfalls
angenommen wurde eine weitere Motion Stamm (09.3300) für die Wiedereinführung
der kurzen Freiheitsstrafen von unter sechs Monaten. Im Ständerat fiel die
Ausserordentliche Session in der Sommersession zur Kriminalität sehr kurz aus. Er
überwies dabei eine Motion (09.3158) Luginbühl (bdp, BE) für die Wiedereinführung der
kurzen Freiheitsstrafen und die Abschaffung der bedingten Geldstrafen an seine
Rechtskommission zur Vorprüfung. Die vom Nationalrat überwiesenen Motionen
behandelte er in der Wintersession und wandelte sie grösstenteils in Prüfungsaufträge
um; die Motion Stamm für die Wiedereinführung der kurzen Haftstrafen lehnte er ab. 2

MOTION
DATUM: 10.12.2009
HANS HIRTER

Allerdings überwies die kleine Kammer zwei weitere in der erwähnten Sondersession
vom Nationalrat angenommene Motionen (Darbellay [cvp, VS] und Stamm [svp, AG], Mo.
08.3441), die über bilaterale Abkommen, insbesondere mit Balkanstaaten, den
Strafvollzug von Ausländern in den jeweiligen Herkunftsländern ermöglichen soll. 3

MOTION
DATUM: 23.09.2010
MARC BÜHLMANN

Im Jahr 2010 hatte der Ständerat noch einige Vorstösse des Nationalrats zu behandeln,
welche die grosse Kammer im Rahmen der Sondersession zur Kriminalität und zur
Verschärfung des Strafrechts im Jahr 2009 eingereicht hatte. Die kleine Kammer blieb
der Linie, die sie bereits Ende 2009 eingeschlagen hatte treu. Zwar wurde anerkannt,
dass das Sanktionssystem im Strafgesetzbuch nicht durchgängig befriedigend sei.
Anstelle von vorschnellen Detailkorrekturen müsse aber eine umfassende Revision
angestrebt werden. Die meisten 2009 im Nationalrat eingereichten Motionen hatte der
Ständerat deshalb bereits in der Wintersession in Prüfungsanträge umgewandelt oder
abgelehnt. Entsprechend hatten im Berichtsjahr die beiden Motionen Rickli (svp, ZH),
welche eine Erhöhung des Strafmasses bei Vergewaltigungen (Mo. 09.3417) sowie ein
höheres Strafmass für die Vergewaltigung von Kindern (Mo. 09.3418) verlangten, im
Ständerat keine Chance. Sowohl der Ordnungsantrag, die Motionen an die Kommission
zurückzuweisen als auch die beiden Motionen selbst wurden abgelehnt. Das gleiche
Schicksal ereilte die Motion Stamm (svp, AG) (Mo. 09.3311), die eine unmittelbare Haft-
und Freiheitsstrafe forderte, wenn der Täter auf frischer Tat ertappt worden und
deshalb zweifelsfrei bekannt gewesen wäre. 4

MOTION
DATUM: 29.11.2010
MARC BÜHLMANN
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In der Wintersession 2019 gab der Nationalrat zwei parlamentarischen Initiativen zu
einer wesentlichen Erhöhung der Strafrahmen keine Folge. Während Luzi Stamm (svp,
AG) mit seiner Initiative (Pa.Iv. 18.435) die Maximaldauer der Freiheitsstrafe von 20 auf
60 Jahre verdreifachen wollte, forderte Andreas Glarner (svp, AG; Pa.Iv. 18.433), dass im
Falle einer lebenslänglichen Freiheitsstrafe eine bedingte Entlassung frühestens nach
30 verbüssten Jahren erfolgen könnte. Der Rat schloss sich mit der Ablehnung der
beiden Initiativen dem Urteil seiner Kommissionsmehrheit (RK-NR) an, die es als nicht
angebracht erachtet hatte, die Strafrahmen ohne Rücksicht auf das laufende
Revisionsprojekt zur Strafrahmenharmonisierung anzupassen. Ausserdem hatte sie den
Bericht des Bundesrates in Erfüllung der Postulate 18.3530 und 18.3531 zum
Reformbedarf bei lebenslänglichen Freiheitsstrafen abwarten wollen, um den
Handlungsbedarf nachfolgend in einem grösseren Kontext beurteilen zu können. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.12.2019
KARIN FRICK

Privatrecht

Nationalrat Luzi Stamm (svp, AG) reichte im Juni 2017 eine parlamentarische Initiative
ein, in der er forderte, dass Anwältinnen und Anwälte zur Geltendmachung ihrer
Ansprüche auf dem Rechtsweg vom Berufsgeheimnis befreit werden. Wenn
Anwältinnen oder Anwälte wegen Meinungsverschiedenheiten mit Klienten eine Klage
einreichen wollen, muss vorgängig von den kantonalen Aufsichtsbehörden verfügt
werden, dass sie vom Berufsgeheimnis entbunden werden. Dies führe zu erheblichen
Verzögerungen und Kosten, so die Begründung des Initianten. Stattdessen sollen
Rechtsanwälte bei solchen Prozessen automatisch vom Berufsgeheimnis entbunden
werden und dafür die Verhandlungen bei heiklen Fragen unter Ausschluss der
Öffentlichkeit durchgeführt werden können. Die RK-NR befand, dass die Initiative das
Anwaltsgeheimnis – einen zentralen Pfeiler der anwaltschaftlichen Tätigkeiten –
aushöhlen würde und deshalb nicht zu unterstützen sei. Mit 14 zu 8 Stimmen bei 3
Enthaltungen entschied sie, ihr keine Folge zu geben. Der Nationalrat folgte der
Kommissionsmehrheit und stimmte mit 111 zu 78 gegen die Vorlage, womit das Geschäft
erledigt ist. Neben der SVP- hatte auch rund die Hälfte der FDP-Fraktion der Initiative
Folge geben wollen. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2018
ELIA HEER

Im Februar 2019 gab die RK-NR mit 17 zu 7 Stimmen einer parlamentarischen Initiative
Stamm (svp, AG) Folge, mit der die Führung eines Doppelnamens wieder ermöglicht
werden sollte. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.02.2019
KARIN FRICK

Mit Stichentscheid des Präsidenten folgte die RK-SR im Februar 2020 dem Beschluss
ihrer Schwesterkommission und gab der parlamentarischen Initiative Stamm (svp, AG)
Folge, die zum Ziel hatte, Eheleuten das Führen eines Doppelnamens wieder zu
ermöglichen. Diese laut Begründung des Initianten inzwischen vermisste Möglichkeit
war mit Inkrafttreten des neuen Namensrechts 2013 abgeschafft worden. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.02.2020
KARIN FRICK

1) AB NR, 2009, S. 1006; AB NR, 2009, S. 1009
2) AB NR, 2009, S. 1013 (Geissbühler und Baettig) und 1014 (Stamm); AB SR, 2009, S. 721 f. (Luginbühl) und 1293 (Stamm).
3) AB SR, 2010, S. 868
4) AB SR, 2010, S. 1026 ff.; AB SR, 2010, S. 871
5) AB NR, 2019, S. 2183 ff.; Kommissionsbericht RK-NR vom 29.8.19
6) AB NR, 2018, S. 2105 ff.; Bericht RK-NR vom 30.8.18; Pa.Iv. 17.463
7) Medienmitteilung RK-NR vom 15.2.19
8) Medienmitteilung RK-SR vom 12.2.20; Pa.Iv. 17.523
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